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Einleitung



Ereignisse
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Akteure und Daten (Auswahl)

Akteure Daten
Betroffene/Antragsteller Kontaktdaten, Gesundheits- und Sozialdaten, …
Träger der Sozialen Entschädigung Gesundheits- und Sozialdaten, …
Medizinische Gutachter/Amtsärzte Gesundheitsdaten, …
Polizei/Staatsanwaltschaft Ermittlungsdaten, …
Fallmanagement Kontaktdaten, Gesundheits- und Sozialdaten, …
Psychologische und soziale Dienste Gesundheits- und Sozialdaten, …
Opferbeauftragte Opferlisten, Kontaktdaten, Fallakten, …
… …
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Datenschutz im Sozialen
Entschädigungsrecht



Datenschutz im Sozialen Entschädigungsrecht – 
Einteilung

Datenschutz im Sozialen 
Entschädigungsrecht im engeren Sinne

Regelungen im SGB XIV

Datenschutz im Sozialen 
Entschädigungsrecht im weiteren Sinne

Regelungen außerhalb des SGB XIV
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Datenschutz im Sozialen Entschädigungsrecht ieS 
Datenschutz im Sozialen Entschädigungsrecht iwS

Datenschutz im Sozialen 
Entschädigungsrecht im engeren Sinne, 

insbesondere

• § 30 Abs. 2, Abs. 6 SGB XIV

• (§ 59 SGB XIV)

• (§ 60a SGB XIV)

• (§ 79 SGB XIV)

Datenschutz im Sozialen 
Entschädigungsrecht im weiteren Sinne,

z.B.

• § 13 EGGVG

• Polizeigesetze der Länder

• §§ 4, 5 BOpfBeG-RefE

• …

Einwilligung

Institut für Digitalisierung 24.06.2026 8



Leistungen des Fallmanagements, § 30 SGB XIV

§ 30 Leistungen des Fallmanagements

(1) Beim Fallmanagement werden die Berechtigten von einer Fallmanagerin oder einem Fallmanager 
aktivierend und koordinierend durch das Antragsverfahren und Leistungsverfahren begleitet.

(2) 1Leistungen des Fallmanagements werden mit Einwilligung der Berechtigten erbracht, die auch die 
erforderlichen Datenerhebungen erfasst. 2Die Einwilligung ist schriftlich zu dokumentieren.

(3) …
(4) …
(5) …
(6) Das Fallmanagement kann die Kontaktaufnahme mit möglicherweise berechtigten Personen 

umfassen.
(7) …
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Leistungen des Fallmanagements, § 30 Abs. 2 SGB XIV
– Hilfe durch Koordination

• Aktivierende und koordinierende Begleitung durch das Antrags- und Leistungsverfahren
(§ 30 Abs. 1 SGB XIV)

• Individuell zugeschnittene Unterstützung erfordert regelmäßig vertiefte Einblicke in persönliche 
Lebensverhältnisse

• Enge Kommunikation mit den Leistungsberechtigten  Selbstbestimmung steht im 
Vordergrund (Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 1 Abs. 1 GG)

• Notwendigkeit der Erhebung, Speicherung und Verarbeitung zahlreicher personenbezogener 
Daten

• Sachgerechtes Fallmanagement setzt daher Einwilligung der Leistungsberechtigten voraus
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Leistungen des Fallmanagements, § 30 Abs. 6 SGB XIV
– Kontaktaufnahme

• Anwendungsbereich der Norm stark eingeschränkt, denn Fallmanagement verfügt in der Regel 
nicht über die notwendigen Informationen zu „möglicherweise berechtigten Personen“

• Vereinzelt wird in § 30 Abs. 6 SGB XIV eine Rechtsgrundlage zur Übermittlung von 
Kontaktdaten durch die Polizei an das Fallmanagement erblickt

• Abzulehnen, weil § 30 Abs. 6 SGB XIV eben gerade keine Rechtsgrundlage für eine 
Datenübermittlung ohne Einwilligung des Betroffenen darstellt (Wortlaut – Sinn & Zweck – 
Systematik – Historie)

• Kontaktaufnahme nur möglich, wenn Einwilligung von potenziell Berechtigten existiert (nach 
Information durch Polizei oder Opferschutzeinrichtungen)
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Datenübermittlung von Gerichten und Staatsanwalt-
schaften, § 13 EGGVG

§ 13 EGGVG

(1) Gerichte und Staatsanwaltschaften dürfen personenbezogene Daten zur Erfüllung der in 
der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben übermitteln, wenn

 1. …,
 2. die betroffene Person eingewilligt hat,
 3. offensichtlich ist, daß die Übermittlung im Interesse der betroffenen Person 

liegt, und kein Grund zu der Annahme besteht, daß sie in Kenntnis dieses Zwecks 
ihre Einwilligung verweigern würde,

 4. …
 5. …
(2) …
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Datenübermittlung von Gerichten und Staatsanwalt-
schaften, § 13 EGGVG (Forts.)

• Datenübermittlung an öffentliche Stellen des Bundes und der Länder

• Voraussetzung: Übermittlung der Daten muss zur Erfüllung der in den Zuständigkeiten des 
Empfängers liegenden Aufgaben liegen (zweckfremde Datenübermittlung), z.B. Informationen 
der Gerichte/Staatsanwaltschaften an Opferbeauftragte

• Zuständigkeit des Empfängers muss in einer Rechtsnorm begründet sein (institutioneller 
Vorbehalt des Gesetzes)

• Keine Interessenabwägung nach Abs. 1

• Einwilligung (Nr. 2)

• Mutmaßliche Einwilligung (Nr. 3)
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Datenübermittlung von Polizeien 

• Informationen von Polizeien oftmals auch im Rahmen der Sozialen Entschädigung erforderlich

• Spezifische Übermittlungstatbestände im Bereich der Sozialen Entschädigung enthalten die 
Polizeigesetze nicht, da im Vordergrund primär die Datenübermittlung zu 
sicherheitsbehördlichen und polizeilichen Aufgaben steht (vgl. etwa § 27 Abs. 2 SOG LSA, § 44 
Abs. 2 ASOG Bln, § 27 Abs. 2 PolG NRW, § 25 Abs. 2 BKAG)
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Einwilligung

Art. 4 DSGVO
Begriffsbestimmungen

…
11.  „Einwilligung“ der betroffenen Person jede freiwillig für den bestimmten Fall, in informierter Weise 

und unmissverständlich abgegebene Willensbekundung in Form einer Erklärung oder einer 
sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit der die betroffene Person zu verstehen gibt, 
dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist;

…

• Einwilligung muss vor der Datenverarbeitung vorliegen

• Schriftform ist grundsätzlich nicht erforderlich (siehe aber z.B. § 30 II 2 SGB XIV – schriftlich zu 
dokumentieren)
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Probleme von Einwilligungen

• Informiertheit fraglich

• Datenschutzerklärungen sind häufig lang, komplex und werden faktisch nur „durchgeklickt“

• Freiwilligkeit begrenzt

• Ökonomische, soziale und strukturelle Abhängigkeiten führen oft zu faktischem „Take it or 
leave it“

• Bestimmtheit unter Druck

• Gerade Big-Data und KI-Verfahren erschweren eine klare Zweckbestimmung

• Regelungsdilemma

• Konkrete Informationen überfordern  abstrakte Angaben gefährden die Bestimmtheit
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Einwilligung im Sozialen Entschädigungsrecht

• Freiwilligkeit der Einwilligung, weil im Entschädigungsverfahren ein Abhängigkeitsverhältnis 
zwischen Antragsteller und Behörde besteht?

• Informations- und Verständnisprobleme, da psychisch belastende Situation  erschwert 
verständliche und informierte Zustimmung

• Widerrufe können laufende Verfahren erheblich verkomplizieren, wenn Daten bereits 
weitergegeben wurden (z.B. an Gutachter, Polizei, Opferhilfeeinrichtungen etc.)

• Oftmals Datenverarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener Daten 
(Gesundheitsdaten, Traumafolgen, Gewalterlebnisse), sodass an Einwilligungsform, 
Transparenz und Zweckbindung besonders hohe Anforderungen zu stellen sind
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Datenschutzrechtliche
Herausforderungen

für die Opferbeauftragten



Opferbeauftragte der Bundesregierung und der 
Bundesländer

• Kompetenzen: kümmern sich um anschlagsbezogene Anliegen von Hinterbliebenen, 
Verletzten, Tatzeugen, Ersthelfern, Inhaber von Geschäften (die durch Anschlagsgeschehen zu 
Tatorten wurden) und sonstigen Betroffenen

• Zuständigkeit: Regelfall bei Großschadensereignissen mit einem terroristischen oder 
extremistischen Hintergrund

• Initiieren Vernetzungstreffen aller Akteure 

• Koordinationsfunktion

• Vermittlungsfunktion

• Unterstützungsfunktion

• Aber: je nach Bundesland mit unterschiedlichen Zuständigkeiten und Kompetenzen 
ausgestattet
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Opferbeauftragtengesetze in den Ländern
(Stand: Juni 2026)

Land Gesetz
Baden-Württemberg -
Bayern -
Berlin -
Brandenburg -
Bremen Gesetz über eine Landesbeauftragte oder einen Landesbeauftragten für die Opfer von Gewalttaten und deren Angehörige 

(Opferanlaufstellengesetz)
Hamburg Gesetz über die Hamburgische Beauftragte oder den Hamburgischen Beauftragten für Opfer von Terror- und 

Großschadensereignissen und deren Angehörige (Hamburgisches Opferbeauftragtengesetz)
Hessen -
Mecklenburg-Vorpommern -
Niedersachsen Gesetz über die Niedersächsische Landesbeauftragte oder den Niedersächsischen Landesbeauftragten für Opferschutz 

(NLfOG)
Nordrhein-Westfalen Gesetz über die Beauftragte oder den Beauftragten für den Opferschutz des Landes Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz Landesgesetz über die Opferbeauftragte oder den Opferbeauftragten der Landesregierung Rheinland-Pfalz 

(Opferbeauftragtengesetz)
Saarland -
Sachsen -
Sachsen-Anhalt -
Schleswig-Holstein Gesetz über die Zentrale Anlaufstelle für Opfer von Straftaten und deren Angehörige und die Opferschutzbeauftragte oder 

den Opferschutzbeauftragten des Landes Schleswig-Holstein - Opferunterstützungsgesetz (OuG) 

Thüringen -
Bund Referentenentwurf
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Datenschutz in den Opferbeauftragtengesetzen der 
Länder

• Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-
Holstein verfügen jeweils über Opferbeauftragtengesetze

• Regelungen zur Verarbeitung personenbezogener Daten

• Bremen: § 5

• Hamburg: § 7

• Niedersachsen, §§ 4, 5

• Nordrhein-Westfalen, § 3

• Rheinland-Pfalz: § 8

• Schleswig-Holstein: § 6
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Referentenentwurf Bundesopferbeauftragtengesetz

Link:
https://www.bmjv.de/SharedDocs/
Gesetzgebungsverfahren/DE/2026_BOpfBeG.html
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Referentenentwurf Bundesopferbeauftragtengesetz
– Überblick

• April 2018: Schaffung einer Stelle des „Beauftragten der Bundesregierung für Anliegen von Opfern und 
Hinterbliebenen von terroristischen Straftaten im Inland“ als dauerhaft ständigen zentralen 
Ansprechpartner

• Januar 2022: Amtsbezeichnung „Beauftragter der Bundesregierung für die Anliegen von Betroffenen von 
terroristischen und extremistischen Anschlägen im Inland“

• Gesetzliche Verankerung dieses Amtes  Gesetz über eine Beauftragte oder einen Beauftragten der 
Bundesregierung für die Anliegen von Betroffenen von terroristischen Straftaten im Inland 
(Bundesopferbeauftragtengesetz – BOpfBeG-RefE)

• Warum braucht es überhaupt einen Bundesopferbeauftragten?

• Zuständigkeit für Anliegen von Betroffenen von terroristischen Straftaten nach § 89a Abs. 1 S. 2 StGB 
im Inland, wenn diesen eine ∞þÁ∑ª ł İ ª —ðª  Bedeutung zukommt oder Betreuung durch von den Ländern 
ernannte Beauftragte zur Hilfe für Betroffene von terroristischen Straftaten nicht gewährleistet ist 
(§ 2 Abs. 1 BOpfBeG-RefE)
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Datenschutz im Bundesopferbeauftragtengesetz
– Referentenentwurf

§ 4
Auskunfts-, Anhörungs- und Unterrichtungsrecht

(1) Die oder der Beauftragte kann, soweit dies zur Wahrnehmung ihrer oder seiner Aufgaben nach § 3 
erforderlich ist, Auskunft von öffentlichen Stellen verlangen. § 479 der Strafprozessordnung bleibt 
unberührt.

(2) Die Bundesregierung soll die oder den Beauftragten zu grundsätzlichen Angelegenheiten der Hilfe 
und des Schutzes für Betroffene anhören und an der Weiterentwicklung von 
Unterstützungsangeboten beteiligen.

(3) Ist die oder der Beauftragte nach § 2 Absatz 1 zuständig, hat die zuständige Staatsanwaltschaft 
nach Aufforderung durch die Beauftragte oder den Beauftragten unverzüglich die zur Erfüllung der 
in § 3 bezeichneten Aufgaben erforderlichen Informationen, insbesondere zu Anzahl und Identität 
der Betroffenen, an die oder den Beauftragten zu übermitteln. Die Datenübermittlung kann auch 
Gesundheitsdaten enthalten. § 479 der Strafprozessordnung bleibt unberührt.
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Datenschutz im Bundesopferbeauftragtengesetz, § 4
– Referentenentwurf

• Anfragen können – neben der Staatsanwaltschaft (vgl. Abs. 3) – auch an andere öffentliche Stellen 
wie Einwohnermeldeämter, Standesämter oder Jugendämter gerichtet werden

• Einholung von Auskünften über Betroffene, Tathergang, Tatverdächtige, Tatmotive, Hilfsangebote 
etc.

• Verpflichtung der Staatsanwaltschaft zur Übermittlung der notwendigen Informationen (Abs. 3)

• In Praxis erfolgte Datenübermittlung bisher auf Grundlage von § 13 EGGVG (s.o.)

• Jetzt wird Abruf durch Bundesopferbeauftragten gesetzlich festgeschrieben

• Beachte § 479 StPO – Übermittlungsverbote und Verwendungsbeschränkungen
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Datenschutz im Bundesopferbeauftragtengesetz § 5
– Referentenentwurf, 

§ 5
Befugnisse zur Datenverarbeitung

(1) Die oder der Beauftragte ist befugt, personenbezogene Daten von Betroffenen nach § 2 Absatz 2 sowie von 
deren Kontaktpersonen zu verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der in § 3 Nummer 2 bis 4, 6 und 8 
bezeichneten Aufgaben erforderlich ist und wenn deren berechtigte Interessen nicht entgegenstehen oder diese 
einer Verarbeitung nicht widersprochen haben. Sofern eine Verarbeitung gemäß Satz 1 zulässig ist, ist auch die 
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten der Betroffenen zulässig, soweit dies für die 
Erfüllung der Aufgabe unerlässlich ist. In diesem Fall hat die oder der Beauftragte spezifische und 
angemessene Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der betroffenen Person vorzusehen; § 22 Absatz 2 
Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes ist entsprechend anzuwenden.

(2) ...
(3) …
(4) …
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Datenschutz im Bundesopferbeauftragtengesetz, § 5
– Referentenentwurf

• Bundesopferbeauftragte kann personenbezogene Daten von Betroffenen verarbeiten
(Abs. 1)

• Umfassende Datenverarbeitungsvorschrift, die einen doppelten Vorbehalt statuiert

• Erforderlichkeit der Maßnahme

• Keine entgegenstehenden berechtigten Interessen der betroffenen Person oder Widerspruch

• Da regelmäßig besondere Kategorien personenbezogener Daten – etwa Gesundheits- und 
Sozialdaten – betroffen sind, sind besondere Schutzmaßnahmen vorzusehen

• Abs. 2, 3 und 4 enthalten besondere Übermittlungsbefugnisse an weitere Akteure, z.B. 
öffentliche Stellen (gesetzliche Unfallversicherung), psychosoziales Beratungstelefon, 
Versicherer

Institut für Digitalisierung 24.06.2026 27



Fazit und Ausblick



Fazit: Fragmentierung statt kohärenter Gesamtordnung

• Vielzahl von Akteuren und Datenverarbeitungen im Bereich der Sozialen Entschädigung

• Teilweise präzise Rechtsgrundlagen für konkrete Verarbeitungssituationen im Sozialen 
Entschädigungsrecht im engeren Sinne

• Oftmals nur punktuelle und schrittweise erweiterte Datenschutzregelungen im Sozialen 
Entschädigungsrecht im weiteren Sinne

• Regelungen im Referentenentwurf zum Bundesopferbeauftragtengesetz als zielführender 
Baustein

• Bislang aber kein kohärentes Soziales Entschädigungsdatenschutzrecht als Gesamtordnung
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Ausblick

• Soziales Entschädigungsdatenschutzrecht als eigenständiges und systematisch zu 
entwickelndes Rechtsgebiet wahrnehmen

• Bedarf an präzisen gesetzlichen Rechtsgrundlagen, weil Einwilligung oftmals nur begrenzt 
tragfähig ist

• Ziel: ein bürgernahes, klares und verwaltungspraktikables Recht, das schnell und effizient 
angewandt werden kann

• Opferbeauftragtengesetze der Länder und mögliches Bundesopferbeauftragtengesetz 
datenschutzrechtlich harmonisieren

• Datenschutzrechtliche Anforderungen dürfen nicht davon abhängen, ob ein schädigendes 
Ereignis in Berlin, Magdeburg oder Mannheim stattfindet

• Zielperspektive: gleicher Schutzstandard für Betroffene – unabhängig vom Ereignisort
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Kontakt

PD Dr. Sebastian Bretthauer

s.bretthauer@uni-koeln.de
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